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Für ein Ende finanzieller Benachteiligung noch vor 2029 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) fordert in einer aktuellen Stellungnahme zum Entwurf 

für das zweite Jahressteuergesetz 2024 das Bundesfinanzministerium auf, die finanzielle Be-

nachteiligung von Frauen schnellstmöglich zu beseitigen. Der Entwurf sieht einige gleichstel-

lungspolitisch wichtige steuerliche Anpassungen vor, darunter die Anhebung von Grundfrei-

betrag, Kinderfreibetrag und Kindergeld sowie die Überführung der Steuerklassen III/V in das 

Faktorverfahren bis Ende 2029.  

„Die geplante Überführung der Steuerklassenkombination III/V in das Faktorverfahren ist ein 

längst überfälliger Schritt zur Beendigung der mittelbaren Benachteiligung von Frauen, die in 

Steuerklasse V derzeit einen unverhältnismäßig hohen Steueranteil tragen müssen,“ so Ursula 

Matthiessen-Kreuder, Präsidentin des djb. „Allerdings ist es nicht akzeptabel, dass diese Re-

form erst Ende 2029 in Kraft treten soll.“ 

Neben der Reform der Lohnsteuerklassen begrüßt der djb auch die geplanten Anhebungen 

des Kinderfreibetrags und des Kindergelds, warnt jedoch vor einer weiteren Vergrößerung der 

Entlastungsschere zwischen Familien, die nur Kindergeld beziehen, und solchen, die zusätzlich 

von den Kinderfreibeträgen profitieren. Der djb fordert daher eine klare gesetzliche Regelung, 

um diese Schere zu schließen und eine Abschmelzung des Freibetrags für die Betreuung, Er-

ziehung und Ausbildung eines Kindes. 

Prof. Dr. Susanne Dern, Vorsitzende der djb-Kommission Recht der sozialen Sicherung, Fami-

lienlastenausgleich, ergänzt: „Der Entwurf zeigt, dass gleichstellungsrelevante Reformen wie 

die Umgestaltung des Lohnsteuerverfahrens dringend erforderlich sind. Es ist bedauerlich, 

dass diese Reformen immer wieder durch vermeintliche technische Hürden verzögert werden. 

Eine schnelle und konsequente Umsetzung dieser Maßnahmen ist unerlässlich, um die struk-

turelle Diskriminierung von Frauen nachhaltig zu beseitigen.“ 

Der djb fordert das Bundesfinanzministerium auf, sachlich nachvollziehbare Erläuterungen zur 

langen Umsetzungsfrist und den konkreten finanziellen Verteilungswirkungen der Reformen 

zu liefern und die Maßnahmen zur Schließung der Entlastungsschere zwischen verschiedenen 

Einkommensgruppen zu intensivieren. 
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